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WBBMM 
j$pa-Gipfel in Dublin 

klares Bekenntnis 
^r deutschen Einheit 
^eS   Pzler Helmut Kohl hat die Beschlüsse 
\ 1% fälschen Staats- und Regierungschefs 
Nnit        in Dublin em „Superergebnis" 
*"G»j»a 

und seine Dankbarkeit gegenüber den 
H*rheu!nern mit dem Satz aus8edruckt: »Das 
rischf» S e fur uns Deutsche in der Tat eine histo- 
.   Stunde.« 

^de   
m klaren und eindrucksvollen Bekenntnis 

% W      en Einheit und einem ersten Schritt auf 
Jer£ eg 2ur politischen Union ist das Gipfeltreffen 
V rEu°Pä'scnen Gemeinschaft zu Ende gegangen. 
Vereini

r0päische Rat begrüßt die bevorstehende 
!f °$itiv

gÜn8 Deutschlands und freut sich auf den 
ü[^h vUnd fruchtbaren Beitrag", den das ganze 

&D&  0lk im Ansch,uß an die Eingliederung 
Mit^ *,n die Gemeinschaft leisten könne. 
%fe    

0rrjereitung der politischen Union hat die 
?ffen d

nZdie deutsch-französische Initiative aufge- 
jVanI ,'

e eine Ratifizierung neuer EG-Verträge bis 
istern93 Vorsieht- Charles Haughey, irischer 

g^ePf räs'dent und Gastgeber in Dublin: „Der 
;eß «st jetzt so unaufhaltsam wie der Rhein." 
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Bundeskanzler bekräftigt: Keine Steuererhöhungen 
V°n BuV°IStenencle wirtschaftliche Vereinigung Deutschlands wird nach Ansicht 
^ xP.deskanzler Helmut Kohl „erhebliche zusätzliche Wachstumskräfte freiset- 
?NMeiU dieser Erwartung begründete er in seiner Rede zur Eröffnung der Hanno- 
ver«;Se »Industrie '90" die entschiedene Absage an Steuererhöhungen. Höhere 

^üntWürden nur gefährden, was jetzt entscheidend ist, nämlich Investitionen 
•-»^i^hrnerisches Engagement.  
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Kommentare zum 
EG-Gipfel in Dublin 

Helmut Kohl kann 
zufrieden sein 
Die EG steht geschlossen hinter der 
Deutschland-Politik von Bundeskanzler 
Kohl. Dies ist das wichtigste Ergebnis des 
Dubliner Gipfeltreffens der zwölf Staats- 
chefs. Die deutsche und die europäische 
Einigung werden beide kommen. Die eine 
etwas schneller als die andere. Dublin hat 
bewiesen: Die Europäer legen den Deut- 
schen keine Steine in ihren Weg zur Ein- 
heit. Und sie streben auch die europäische 
Einheit an. Kanzler Kohl kann mit diesem 
Gipfel-Erfolg zufrieden sein. 

Frankfurter Neue Presse 

Die EG und die Einheit 
Den letzten Ausschlag gab die sogenannte 
„Kohl-Mitterrand-Initiative" für den Aus- 
bau der Gemeinschaft zu einer politischen 
Union. Sie wurde als Beweis gewertet, daß 
die vereinigten Deutschen nach der erwar- 
teten Erledigung der „ Vier-Mächte-Verant- 
wortung für Deutschland als Ganzes" ihre 
vollends gewonnene Souveränität nicht zu 
einer Machtpolitik alten Stils gebrauchen, 
sondern sie in eine Gemeinschaftssouverä- 
nität einbringen wollen. 

General-Anzeiger, Bonn 

An Schwung gewonnen 
Kein Zweifel, es war der Tag Helmut 
Kohls. Mit großer Befriedigung konnte der 
Bundeskanzler am Ende des Sonder-Gip- 
feltreffens der Europäischen Gemeinschaft 
am Wochenende in Dublin von einer histo- 
rischen Stunde jür die Deutschen sprechen. 
Wenn selbst im Schlußkommunique der 
Konferenz die Partner in geradezu freund- 
schaftlichen und herzlichen Worten die 
Vereinigung Deutschlands begrüßen, so 
wird darin deutlich, was die Bundesregie- 

•ä 

rung in den letzten Monaten geleis'e 

um Befürchtungen zu zerstreuen. 
Hände'511 

Nichts ohne Bonn 
1fr 

Helmut Kohl konnte seinen größlen ^ 
umph feiern: Ausnahmslos alle EG'   .„ 
ten, auch Margret Thatcher, unterstu" 
den von Kohl eingeschlagenen We& $ 
fiel vor allem Portugal, Spanien ur,.M. 
ren leichter, nachdem Kohl erklärt n   ^ 
Bonn wolle zur Finanzierung der de 
Einheit nicht in die EG-Kasse greift"^ 

Triumph für die deutsche 
Diplomatie 
Das Wort vom Triumph für die deu''1' 
Diplomatie ist in diesem Fall angw* jß 
Die Regierung in Bonn hat verbind®'   •„• 
nen, daß sich die Nachbarn in der 0 
schaft gegen sie stellen. Der Wegin ^l 
Europäische Gemeinschaft ist für d'   ./,, 
inzwischen ohne Hindernis, ja mehr 
sie wird mit offenen Armen empfan%,^ 
Zum anderen wird die deutsche Ein ß 
nicht länger als bremsendes ElemerlJ 
den europäischen Integrationsproze" • 
gefürchtet, sondern eher als beschW'^ 
gende Kraft begrüßt. Bayerischer R 

Ein Meisterstück ' 
Der Kanzler machte klar, daß er M* 
will: Die Einheit Deutschlands und ^ 
Vollendung der Integration EurOpa    fl. 
Form einer politischen Union. D'e ußft 
tive, mit der er auch das um seinen     y 
gen Einfluß besorgte Frankreich aw 
Seite brachte, hat den deutschen Spl ^,/i 
räum vergrößert. In einer immer no 
sehen Phase die Erörterungen ^^lit 
Ausweitung Deutschlands auf die      L(JI 
fung der institutionellen Zusamm?" ßi- 
in Westeuropa umzulenken, war e>    ^ 
sterstück, das in Dublin auch von d 
blufften Engländern anerkannt ^^ 

Welt am V 
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^ie Vereinigung Deutschlands - 
eto positiver Faktor für Europa 
Die Gemeinschaft begrüßt in 

hohem Maße die Vereinigung 
Deutschlands. Sie freut sich 

trae   
n positiven und fruchtbaren Bei- 

ts' hCn das 8anze deutscne Vo,k im 

8'ied        an d'e bevorstehende Ein- 
jn^ erung des Staatsgebiets der DDR 
sjn.

le Gemeinschaft leisten kann. Wir 
Eun 

Z"Versichtlich, daß die Vereini- 
desf   eutscnlands ~~ a,s ErgeDn>s 

de   
rei geäußerten Wunsches des 

lor
Schen Volkes — ein positiver Fak- 

ge" der Entwicklung Europas im all- 
L e'nen und der Gemeinschaft im 
V äderen wird. 

Ir fr 
^eiit uns' da^ d'e Verem'gun8 
scu Scnlands unter einem europäi- 
S<W Dach stattfindet- Die Gemein- 
de P- Wird dafür Sor8e tra8en' daß 

der J^'iederung des Staatsgebiets 
blik emschen Demokratischen Repu- 
Uncj ,n d'e Gemeinschaft reibungslos 
£ür   ionisch vollzogen wird. Der 
djes°pa.ische Rat ist überzeugt, daß 
ren u,. ,ngliederung zu einem rasche- 
Gerri !nschaftswachstum in der 
eriC|ä

e'nschaft beitragen wird, und 
Olefk'daß dabei das wirtschaftliche 

tolität    Wicht und die monetare Sta" 
Ejn ,. gewahrt bleiben müssen. Diese 

8llederung wird vorbehaltlich der 

Mitgp nachsten Tagen werden die 
v0n !^der der CDU die erste Ausgabe 

^uts h10n"' dem Ma8azin der CDU 
der ^ °hlands, erhalten. Damit wird 

JJSchluß des Bremer Parteitags im 

erforderlichen Übergangsvereinbarun- 
gen wirksam, sobald die Vereinigung 
gesetzlich vollzogen ist. Die Eingliede- 
rung erfolgt ohne Änderung der Ver- 
träge. 
Bis zur Vereinigung wird die Bundes- 
regierung die Gemeinschaft über alle 
wichtigen Maßnahmen unterrichten, 
die zwischen den Regierungen der bei- 
den deutschen Staaten im Hinblick 

Die Schlußerklärung 
des Dubliner EG-Gipfels 
in Auszügen       
auf eine Angleichung in den Berei- 
chen Politik und Gesetzgebung erör- 
tert und vereinbart werden. Darüber 
hinaus wird die Kommission in vollem 
Umfang in diese Erörterungen einbe- 
zogen. 
Während dieser Zeit wird der Deut- 
schen Demokratischen Republik 
uneingeschränkter Zugang zu den 
EIB-, EURATOM- und EGKS-Kre- 
ditfazilitäten gewährt, und zwar 
zusätzlich zu der Unterstützung, wel- 
che die Gemeinschaft im Rahmen der 
koordinierten Aktion der Gruppe der 
24 leistet, und unter Beteiligung an 
den EUREKA-Projekten. 

September des vergangenen Jahres 
eingelöst, eine neue ansprechende 
Zeitschrift für die Mitglieder vorzule- 
gen. Für dieses Jahr sind insgesamt 
vier Ausgaben geplant. Ab 1991 wird 
das Magazin jährlich achtmal erschei- 
nen. 
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Rudolf Seiters: 

Unsere Mitbürger in der DDR 
sind in der Gemeinschaft 
freier Völker willkommen 

Der Bundesminister für beson- 
dere Aufgaben und Chef des 
Bundeskanzleramtes, Rudolf 
Seiters, gab in der Sitzung des 
Deutschen Bundestages am 
27. April 1990 zum Stand der 
Verhandlungen mit der DDR 
folgende Erklärung der Bundes- 
regierung ab: 

In den zurückliegenden Wochen und 
Monaten haben wir auf dem Weg zu Frei- 
heit, Menschenrechten und Selbstbestim- 
mung für alle Deutschen Fortschritte 
gemacht, wie sie noch vor einem halben 
Jahr kaum jemand für möglich gehalten 
hätte. Niemand kann zweifeln: Wir sind 
der Einheit unseres Vaterlandes ein wei- 
teres, großes Stück näher gerückt — so 
nahe wie niemals zuvor seit der Teilung 
unseres Landes. 

Mit den Wahlen vom 18. März 1990 
haben unsere Landsleute in der DDR ein 
klares und überzeugendes Bekenntnis 
abgelegt zur freiheitlichen und rechts- 
staatlichen Demokratie, zur Einheit unse- 
res Vaterlandes, zur Sozialen Marktwirt- 
schaft und zur Verankerung Deutsch- 
lands in der Gemeinschaft freier Völker. 
Dieses Votum bestätigt gleichzeitig alle 
diejenigen, die immer davon überzeugt 
waren — und dies auch immer als ihre 

~*>1t 
die 
ihl«0.. 

Überzeugung gesagt haben 
Menschen in der DDR nicht nur 
heit, sondern auch die Einheit wän'uejt 
würden, wenn sie denn die Gelege 

dazu bekämen. 

Mit der Konstituierung der erS ^ 
frei gewählten Volkskammer * 
sich auch der Ruf: „Wir sind <* 
Volk!", mit dem die Mensche" 
Herbst vergangenen Jahres iB 
Recht auf Selbstbestimmung el 

forderten. 
inte" Zum erstenmal nach 57 Jahren kon 

in diesem Teil unseres Vaterlandes wie' 
pari3' 

der frei gewählte Abgeordnete ins      ^ 
ment einziehen. Darauf können w,r .^ 
sehen in Ost und West mit Recht sto 
und froh sein. 

Die Volkskammer hat gleich zu Beg   , 
ihrer Arbeit eine gemeinsame Erk' 
verabschiedet, die in der ganzen w    „ 
große Beachtung fand. Darin bek^^r 
sich die Abgeordneten der Volksk3 

in eindrucksvoller Weise zur geir,e!>pr 

men historischen Verantwortung a    f 

Deutschen. Dies ist ein Dokument 
Einheit und der Gemeinsamkeit- • 

Noch vor Ostern konnte eine neue ^, 
rung gebildet werden, die von eine (f 

ten parlamentarischen Mehrheit g ^ 
wird. Diese Regierung unter Fühn* -5i 
Ministerpräsident Lothar de Ma'zl 
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M 
ste demokratisch legitimierte Regie- 

aüß
s

e
ln der DDR. Sie steht jetzt vor einer 

M t
r°rdent,ich schwierigen Aufgabe 

ver<j-ra8t eine große Verantwortung. Sie 
ünse'r

ent Unser volles Vertrauen und 
® volle Unterstützung. 
>t der Regierungserklärung vom 

r- April 1990 hat sich die Regie- 
.u*g der DDR zur staatlichen Ein- 
e,t Deutschlands, zu Freiheit, zu 
^Staatlichkeit, zu Föderalis- 

JJJS und zur Sozialen Marktwirt- 
haft bekannt. Damit ist auch zwi- 

tot 1Elbe und °der die Zeit der 
^Utären Einparteienherrschaft 

daß 'e Bundesregierung bedeutet dies, 
eine 

,r nun endlich gemeinsam mit 
legijj gleichberechtigten, demokratisch 
der|le

mierten Partner den Weg zur Wie- 
beut 

rs*eHung der staatlichen Einheit 
tyjr !c",ar»ds gestalten können. 
%n'nd fest entschlossen, diese große 

Ce für ganz Deutschland in nationa- 

lises Angebot 
•er y Ver aüch •  ntWortung, in Solidarität und 
tung 

lm Bewußtsein unserer Verantwor- 
West

8egenüber unseren Nachbarn in 
Ur,d in Ost zu nutzen. 

^ V" haben unser Angebot — ein 
.  'deichendes und mutiges Ange- 
W?J ~7 unterbreitet: die rasche Ver- 
..   "chung der Währungsunion 

* Wirtschafts- und Sozialgemein- 
^naft. 

Wege
lst ein wichtiger Schritt auf dem 

8röBl 
2ür deutschen Einheit und eine der 

^er }^n p0,it>schen Gestaltungsaufgaben 
se$ ^ acnkr«egsgeschichte. Wir haben die- 
s>nd ngeb°t gemacht, weil wir überzeugt 
^ ' nur auf diesem Wege — der Einfüh- 

Öi 

rung der DM auch in der DDR — den 
Menschen eine überzeugende Perspektive 
für eine Besserung ihrer wirtschaftlichen 
Lebensverhältnisse zu geben. Es sollte ein 
Signal sein, den Strom von Übersiedlern 
zu stoppen: 360.000 Übersiedler von 
Anfang November 1989 bis Ende März 
1990. 
Die Zahlen sind jetzt rückläufig: Statt 
rund 74000 Übersiedler im Januar und 
64.000 im Februar kamen im März noch 
46.000; im April wurden bis heute knapp 
16.000 Übersiedler registriert. 
Wir verkennen nicht, daß wir bei der Ver- 
wirklichung dieser Aufgabe viele schwie- 
rige Probleme lösen müssen. Mit dem 
Übergang von der maroden sozialisti- 
schen Mißwirtschaft nach über 40 Jahren 
zur Sozialen Marktwirtschaft betreten wir 
in vieler Hinsicht Neuland. Im Grunde 
ist dieses Unternehmen überhaupt nicht 
vergleichbar: die Umwandlung einer 
gescheiterten, über 40 Jahre gewachsenen 
sozialistischen, zentralistischen Planwirt- 
schaft in eine Soziale Marktwirtschaft 
innerhalb von wenigen Wochen und 
Monaten. 
Das macht die ungewöhnliche Dimen- 
sion dieses Unternehmens deutlich, für 
die es bisher kein historisches Vorbild 
gibt. 

Eine solche Aufgabe erfordert von 
uns allen viel Mut und Energie, 
Phantasie und politischen Gestal- 
tungswillen. Aber wir können sie 
lösen, wenn wir uns — in der Bun- 
desrepublik und in der DDR — 
etwas zutrauen und diese große 
Aufgabe beherzt anpacken. 

Wir sagen unseren Bürgern, daß von dem 
dynamischen wirtschaftlichen Aufholpro- 
zeß, den wir in dem Gebiet der DDR 
durch den Übergang zur Marktwirtschaft 
erleben werden, alle profitieren, nicht nur 
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die Bürger im anderen Teil Deutschlands, 
sondern auch wir. Ich sage aus tiefer 
Überzeugung: Zukunftspessimismus, 
Kleinmut, Skepsis und Distanz gegen- 
über den notwendigen Veränderungen 
sind keine Basis für einen erfolgreichen 
Neuanfang. Ich kann nur an alle Beteilig- 
ten, an uns alle appellieren, den sicher- 
lich schwierigen Neubeginn nicht durch 
polemische Verzerrungen und das Schü- 
ren von Angst oder Neidgefühlen zu 
erschweren. 
Es sollte auch niemand die Verantwor- 
tung auf sich nehmen, die Verwirklichung 

Währungsunion zum 2. Juli 

der Währungsunion zu verzögern. Der 
Übersiedlerstrom würde wieder 
anschwellen, und die Hoffnungen vieler 
Menschen würden enttäuscht. Dies kann 
niemand von uns wollen. Diese Bundes- 
regierung und diese Koalition wollen es 
jedenfalls nicht. 

Die Bundesregierung hält deshalb an 
ihrem Zeitplan fest. Das heißt konkret: 
• Einigung über die wesentlichen Punkte 
der Währungsumstellung bis Anfang Mai 
• Verwirklichung der Währungsunion 
mit Wirtschafts- und Sozialgemeinschaft 
bis zum 2. Juli 1990. 

Die Bundesregierung hat in dieser Woche 
mit der Regierung der DDR die Gesprä- 
che über einen Staatsvertrag zur Verwirk- 
lichung der Währungsunion mit Wirt- 
schafts- und Sozialgemeinschaft aufge- 
nommen — unmittelbar nach dem umfas- 
senden Meinungsaustausch zwischen 
Bundeskanzler Helmut Kohl und Mini- 
sterpräsident de Maiziere am vergange- 
nen Dienstag in Bonn. 

Bei diesem Treffen ist dem Ministerpräsi- 
denten der DDR das Arbeitspapier über 
die Gespräche für einen Staatsvertrag 

überreicht worden. Am gleichen Tag ' 
beziehungsweise am nächsten Mc-rg  ' 
sind diese Unterlagen dem Opp°s,tl' „ 
führer, allen Fraktionen des Deutscn 

Bundestages und allen Bundesland«, 
zugeleitet worden. Die Chefs der St 
und Senatskanzleien der Länder vVü^on. 
von mir am gestrigen Tage in einer 
ferenz in Bonn unterrichtet, ebenso^ 
Vorsitzenden und stellvertretenden 
sitzenden der besonders befaßten A 
Schüsse des Deutschen Bundestages- 
Ich sage dies mit Blick auf die Kritl ' c|,e 
Bundesregierung würde parlament     .g 

Gremien, würde die Opposition ode   ^ 
Länder nicht genügend unterrichten 
ihnen Unterlagen vorenthalten. Icn 

diese Kritik nicht für berechtigt- 
Wenn wir von gleich berechtig 
Partnerschaft mit der DDR «P'„ef 
chen, dann muß der Regierung 
der DDR auch der erste sein,« 
die Vorschläge der Bundesreg'^. 
rung in die Hand bekommt. ^ 
andere wäre nun wirklich kein 
akzeptables Verfahren. ^. 

Nach unseren Vorstellungen soll de     j. 
tragstext ein klares Bekenntnis beid^ y 
ten zur freiheitlichen demokratische 
sozialen Grundordnung im Sinne      . 
Grundgesetzes enthalten. Das be "f-ftc" 
auch, daß entgegenstehende Vorsc 
der DDR-Verfassung nicht mehr ang 
wendet werden. 

Hinweis auf Artikel 23 

Ich brauche ja nur Stich worte über     ^ 
zelne Vorschriften zu nennen: d*c*  fl- 
ehe Leitung und Planung der v°ft)j. 
schaft und aller anderen gesellscha 
chen Bereiche, das Währungs- und 
Finanzsystem als Sache des soziajj8 

sehen Staates, das sozialistische j^^lc 
turn, sozialistische Betriebe und "r 
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ge"ossenschaften mit der damit ver- 
,ier j,

nen Einschränkung wirtschaftli- 
\\ /jandlungsfreiheit, Gewerkschaften 
ejne   Essende Klassenorganisationen 
sozialistischen Gesellschaft oder die 
Mrts'f 

e Monopolisierung der Außen- 

'n der P •• 
aNrr    ambel des Vertrages so11 aucn 

die § cklich festgehalten werden, daß 

^tshfUng der Wänrungsunion mit 

Herst ,afts~ und Sozialgemeinschaft die 
An 23   n8 der staatlichen Einheit nach 
sichti des Grundgesetzes unter Berück- 
daß JUn8 der Tatsache vorbereiten soll, 
Sen6 äußeren Aspekte der Einheit 
„£    stand der Gespräche im Rahmen 

ei Plus Vier" sind. 

jjer Hinweis auf Art. 23 ist beson- 
18 Nichtig. Das Grundgesetz ist 

sta?)lai,nt als Basis für die erste 
b?',e Demokratie auf deutschem 
jJT"*1»« Es ist die beste Verfassung, 
ty deutsche jemals hatten. Das 

au8ebms vom 18* März 1990' 
^*r auch die öffentlichen politi- 
de 

eJ Erklärungen der überwiegen- 

^bö0kratiscnen Kräfte' m der 

j. * zeigen doch: Auch die Men- 

heif11 tn der DDR wolIen die Ein" 
j^ au* dem Boden des Grundge- 

S°" bei H nSamer Reg'erungsausschuß 
das n   

der Durchführung des Vertrages 
Slen. (ju'end'8e Einvernehmen gewährlei- 
ste! ^ er die parlamentarischen Fragen 
%w-erden Parlamentsausschuß wer- 

enke Ja °och mii 
CW,,8emeir»sam 

ich denke
,r^a noch miteinander 

^rfib 8emeinsam - reden- 
*%•»!f. h'naus beinhalten unsere Vor- 

?Un8enJ-ueils ein KaPitel mit Bestim- 
irtsch r   r die Währungsunion, die 

^ein   
a,tsgemeinschaft, die Sozialge- 

Utid t; aft sowie über Staatshaushalt 
,nanzen. 

Kernpunkt der Ausführungen zur Wäh- 
rungsunion sind zweifellos die Grund- 
sätze der Umstellungsmodalitäten. 
Hierzu hat die Bundesregierung zu 

Die DM bleibt stabil  

Beginn dieser Woche ihr Angebot an die 
DDR im einzelnen dargelegt. 

Es ist ein faires und großzügiges 
Angebot. Es ist kein taktisches 
Angebot. Es wird von der Verant- 
wortung gegenüber der wirtschaftli- 
chen und sozialen Entwicklung in 
beiden Teilen Deutschlands getra- 
gen. Es wird getragen von der Ver- 
antwortung gegenüber unseren 
Landsleuten in der DDR, die ein 
schweres Schicksal zu tragen hat- 
ten, wie auch gegenüber den Bür- 
gern und Steuerzahlern der Bundes- 
republik Deutschland, denen wir 
Rechenschaft schulden. 

Es steht schließlich in der Verantwortung 
auch gegenüber der DDR, die ein schwe- 
res Schicksal zu tragen hatten, wie auch 
gegenüber den Bürgern und Steuerzah- 
lern der Bundesrepublik Deutschland, 
denen wir Rechenschaft schulden. 
Es steht schließlich in der Verantwortung 
auch gegenüber der Stabilität der DM, an 
der die Menschen in beiden Teilen 
Deutschlands gleichermaßen ein ganz 
elementares Interesse haben müssen. 
Wir wissen, daß wirtschaftliche Instabili- 
tät immer auch den Keim politischer 
Instabilität in sich trägt. Deshalb werden 
wir die Stabilität der DM nicht gefähr- 
den, sondern wahren. 
Ich füge hinzu: Unser Angebot geht über 
das hinaus, was der Bundeskanzler vor 
den Wahlen am 18. März 1990 verspro- 
chen hat. Deshalb nur ein Satz: Ich weise 
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auch an dieser Stelle die in den letzten 
Wochen aus den Reihen der Opposition 
erhobenen falschen und unwahren Vor- 
würfe mit allem Nachdruck zurück. 

Lohnpolitik wird wichtig 

Ich verweise darauf, daß Löhne und 
Gehälter grundsätzlich im Verhältnis 1 : 1 
gegenüber dem jetzigen Stand (ohne Aus- 
gleichszahlung für Subventionsabbau 
und bei Verwirklichung der Preisreform 
in der DDR) umgestellt werden sollen. 

Bundesregierung und Koalition sind 
sich darüber einig, daß der künfti- 
gen Lohnpolitik in der DDR eine 
große und entscheidende Bedeutung 
für die Wettbewerbsfähigkeit der 
Betriebe in der DDR zukommt. 

Ich verweise auch darauf, daß nach dem 
Vorschlag pro Person ein Betrag bis zu 
4000 Mark der DDR im Verhältnis 1 : 1 
umgetauscht werden soll. Für eine vier- 
köpfige Familie bedeutet das die Mög- 
lichkeit eines Umtauschs von 16 000 
Mark der DDR im Verhältnis 1 : 1 in DM 
und eines darüber hinausgehenden Gut- 
habens in Höhe von 2:1. 
All das ist vor dem Hintergrund der 
Angaben der DDR-Staatsbank zu sehen, 
wonach von rund 23 Millionen Sparkon- 
ten rund 16 Millionen über Guthaben 
von weniger als 5000 Mark der DDR ver- 
fügen. 

Deshalb wiederhole ich: Dies ist ein 
großzügiges und auch faires Angebot an 
unsere Landsleute in der DDR. 

Ich habe manchmal den Eindruck, daß in 
der DDR wie vor den Wahlen so auch 
jetzt ganz bewußt unter parteipolitischen 
Gesichtspunkten Ängste geschürt und 
Mißverständnisse gestreut werden. Ich 
kann mich über die Töne aus den Reihen 
der PDS nur wundern, also der Partei 

SED-PDS, die diesen Staat und ins%, 
dere unsere Landsleute in der P   ^efl 
viele Jahre ins Unglück gestürzt ha 
Darüber gibt es doch wohl keine Me 

nungsverschiedenheiten. . .(• 
Bei den Bestimmungen zur WirtsC"1 ^ 
meinschaft geht es entscheidend un* 
Sicherung der notwendigen Rahme   ^r 
dingungen für die Funktionsfähig* 
Sozialen Marktwirtschaft in der Dl* 

#t 
Bei der Sozialgemeinschaft geht es 
sondere um die Absicht der DD& . e. 
gegliedertes System der Sozialvers'     ü. 
rung analog zum System der Bunde 

blik Deutschland einzuführen. .^ 
Ich will besonders hervorheb*"' 
für die Rentner nach Auffa^, 
der Bundesregierung mit In** 
treten des Vertrages die soft»'** 
Anhebung des Rentenniveaus     ^ 
derzeit etwa 50 Prozent auf 7 ^ 
zent des durchschnittlichen I*    ^ 

Arbeitsverdienstes vor8ese*,eoege' 
den soll, so wie dies unseren 
lungen entspricht. \<i 

Das bedeutet, daß die meisten Ren.n 
DM höher liegen werden als heute   ^j. 
Mark der DDR. Soweit sich in E'n. „. 
len ein niedrigerer Betrag in L>M &   f 

über der bisherigen Höhe in MafK 

Vorsorge für Schwierigkgj*^^ 

DDR ergibt, wird sichergestellt, d* 
bisherige Rentenhöhe in DM geza 

wird. 
Wichtig ist in diesem Zusammenhang 
Unser Angebot zur Anschubfina11    j. 
bei der Renten- und Arbeitslosen^ 
cherung besteht unverändert und*   #" 
auch im Vertragstext festgehalten       ^ 

Hieraus wird mehr als deutlich:    ^ 
bereit, Vorsorge für die Schwierig^ 
zu treffen, die sich beim notweno & 

en 
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i **n8 zur Sozialen Marktwirtschaft s 
ft      "*>"UCI1 Iassen- 

»%nt
Undeskanzler hat immer wieder 

Vermeiden lassen. 
Vies 

der -   gerade die älteren Menschen, 
"Sche iu-r'eg und ü'5er *® Janre soziali- 
Se i ^,ßvvirtschaft ertragen mußten, 
\jn- besonderer Weise unser Ver- 
neig8' Unseren Respekt und unsere 
füliltSj H verdienen. Diesen Menschen 
^f W • 'e Bundesregierung in beson- 

We,se verpflichtet. 

d|e R
bes°nderer Bedeutung ist für 

H» Uluksregierung schließlich, die 
r^ etld*gen strukturellen Verände- 
ei„8en >uf dem Arbeitsmarkt durch 

&8t \     VC J^rDe»tsn,ar^tP0^t^ zu 

Sou    en- Dem dient unser Vor- 
^ru **' e'n System ^er Arbeitsför- 

**2? mit den ScnwerPunkten 
Aru . che Qualifizierung und 
*'U* ^^chaffungsmaßnahmen 

'The 
führen. 

^Cftr Staatshaushalt und Finanzen 
h^'Wh  k auf den Staatsvertrag sicher 
\ init jesonders engen Zusammen- 

^Men j?en Währungsfragen gesehen 
)e(jein p ,enn das oberste Ziel ist es, in 

V ^hrle" die Stabilitat der DM zu 

e%redSten' Von daher kommen den 

N Fin^Un8en über Kreditaufnahme 
es°nde nzzuweisungen naturgemäß 

Ich be,     Bedeutung zu. 
h'ch ej   e ,n diesem Zusammenhang 
%tschl

ma,: Die Bundesrepublik 

.ChlnUrfnd ist ~ ich denke' das 8m 

Ü^nter     den Bund - zur finanziel- 
'%   tut2un8 der DDR bereit. 

N der
e^ besteht aber auch im Rah- 

nntlSoZiajahrungsunion mit Wirtschafts- 
C*n*- uni

emeinscnaft die eigenständige 
&0fN> d   hausnaltspolitische Verant- 
*,Hsre     

DDR fort- Ebenso wie in der 

h 'n de Unik Deutschland muß daher 

*DR sorgfältig abgewogen 

werden, was finanziell machbar ist und 
was nicht. 
Aus der dargestellten Grundstruktur 
unserer Vorschläge wird deutlich, daß es 
im Blick auf den Staatsvertrag um zweier- 
lei geht: 
Zum einen um die notwendige rechtliche 
Grundlage für die Verwirklichung der 

Wirtschaftliche Neuorientierung 

angestrebten Währungsunion mit Wirt- 
schafts- und Sozialgemeinschaft. 
Zum anderen aber auch um die vielfälti- 
gen Wechselwirkungen zwischen den 
Bereichen Währung, Wirtschaft, Haus- 
halt, Finanzen und Soziales. 

Unser Hauptziel muß darin beste- 
hen, in der DDR eine grundlegende 
wirtschaftliche Neuorientierung, 
das heißt den Wechsel zur Sozialen 
Marktwirtschaft, zu vollziehen, 
denn nur dieser Wechsel setzt jene 
Kräfte frei, die bisher durch das 
sozialistische Wirtschaftssystem 
verschüttet waren. 

Wenn die DDR in diesem zentralen 
Punkt — also bei der Durchsetzung der 
Sozialen Marktwirtschaft — konsequent 
handelt, dann kann überhaupt kein Zwei- 
fel daran bestehen, daß dies der wirt- 
schaftlichen Entwicklung eine positive 
Wendung geben und vor allem das drin- 
gend notwendige private Kapital in der 
DDR fließen lassen wird. 
Daß der Wirtschaftsraum zwischen Oder 
und Elbe — ich wiederhole — unter 
marktwirtschaftlichen Bedingungen 
attraktive Zukunftsperspektiven bietet, 
sehen deutsche und internationale Inve- 
storen offensichtlich viel klarer als man- 
che Angstpropheten hierzulande. 
Um Mißverständnisse zu vermeiden: 
Richtig ist, daß in der vor uns liegenden 
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Zeit erhebliche Finanzierungsanstrengun- 
gen notwendig sein werden. Alle öffentli- 
chen Haushalte, also die von Bund, Län- 
dern und Gemeinden, werden hierzu 
ihren Beitrag leisten müssen und auch 
können. 
Dabei ist klar: Die zentrale Finanzie- 
rungsquelle ist und bleibt das Wirt- 
schaftswachstum. Ich füge hinzu: Jede 
Unterstützung, die wir jetzt der DDR 
zukommen lassen, ist zugleich eine Inve- 
stition in unsere eigenen Wachstumsmög- 

Keine Steuererhöhungen 

lichkeiten. Denn von einem „Wirtschafts- 
wunder" in der DDR profitieren alle — 
auch die Unternehmen und Beschäftigten 
hierzulande. 
So wird das reale Wirtschaftswachstum 
— nach dem neuesten Konjunkturgutach- 
ten der Forschungsinstitute — schon in 
diesem Jahr mit plus 4 Prozent deutlich 
höher als erwartet ausfallen. 
Dies kann für 1990 und 1991 allein bei 
den Steuern zu einem Plus von rund 30 
Milliarden DM führen. 

Wenn man — wie etwa die EG- 
Kommission — davon ausgeht, daß 
1 Prozentpunkt mehr Wachstum bei 
den öffentlichen Haushalten insge- 
samt rund 10 Milliarden DM pro 
Jahr an Mehreinnahmen erbringt, 
dann sind die Belastungen für die 
Bundesrepublik Deutschland 
durchaus verkraftbar. 

Natürlich müssen wir bei unseren Investi- 
tionen in die deutsche Einigung zugleich 
neue Prioritäten bei den Aufgaben setzen. 
Wir werden bei den Ausgaben einsparen 
und umschichten müssen. Kurzfristig ent- 
fallen etwa Zahlungen für die Transitpau- 
schale, längerfristig auch für Berlin-Hil- 
fen. Nicht zuletzt ergeben sich EinSpa- 

rungen und Umschichtungen im p 

Neuorientierung der Bundeswehr- 

Ein Weiteres kommt hinzu: Weil 

$ 

nach 1982 den Haushalt erfolgt ich 
00 

vor 

•Ä 

solidiert und eine solide Finanzp1 

betrieben haben, ist jetzt auch ein 
übergehende und begrenzte Erh°    -e. 
der Nettokreditaufnahme zur Fin«i,. 
rung der Ausgaben für die DD^ v 

bar. k| 

Sie ist vor allem deswegen unbeoe    o 
weil es sich auch hierbei letztlich      $ 
Vorfinanzierung zusätzlichen    ahandc'' 
und damit künftiger Einnahmen        ^ 

Deshalb lassen Sie mich vor 
Hintergrund klar sagen: St«   ^ 
höhungen sind nicht notwenö f 
von dieser Bundesregierung 
beabsichtigt. ^ 

Wir wissen jedenfalls aus eigener    ^ 
rung zu gut, daß immer höhere bi    ^ 
und Abgaben die Leistungsfähig    . 
Bürger und der Wirtschaft insges3^ 
nicht stärken, sondern nachhaltig 
chen. jgi, 
Wir sind 1982 angetreten mit d«1" f 
der Sozialen Marktwirtschaft ^j.e   ^ 
umfassend Geltung zu verschaff* . 
Staatsfinanzen zu sanieren, den *    fl 

stungswillen der Menschen zu st      .$ 
und unseren Unternehmen ang^11    ti 
und verläßliche Rahmenbedingt»flg 

bieten. .ef 
Die Bundesregierung hat damalsfr 
schwierigen Bedingungen die no      J 
gen Weichenstellungen konseque ^ ^ 
beharrlich vollzogen. Heute ist o      x 
bei uns und im Vergleich zum A      -^t 
für jedermann offensichtlich, p    jje 
wirtschaftspolitische Erfolgsbi'an ( 
ihresgleichen sucht. n<jV( 

Sicher stehen wir jetzt in Deutsch     . 
anderen Problemen als 1982. Ab* „g<J'f 

steht: Unsere Politik zur Erneuert   u, 
Sozialen Marktwirtschaft hat zu & 
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\ c-^yhrt, die sich sehen lassen kön- 
\M   

ieten eine klare und bewährte 
\g lerung für den vor uns liegenden 

<wra-8t ist daher Jetzt ~~ mehr 

•lie 1 ** ~~ eine Wirtschaftspolitik, 
j,. ^istungsbereitschaft und 
^"initiative der Bürger und 
K. Nehmen weiten Raum schafft. 
Resist ich will es noch einmal 

wachsende Steuerein- 
^ —• Ein Anziehen der Steuer- 

Qu li """" <*ann zu8^e'cn eme sichere 

heit
r jUbe wäre dagegen mit Sicher- 

Öiev"
der falsche Weg. 

'He°£ Uns verfolgte Politik versetzt uns 
'W-^86' das Notwendige zu tun. 
^iajg rungsunion mit Wirtschafts- und 
SJ^einschaft soll die Herstellung 
s^^ Uichen Einheit vorbereiten. Die 

sJt^Tri \^2em europäischen Dach 
ShTT^— " 
S j Einheit betrifft aber die Deut- 
n§rtiüR   aUein- Die innere Entwick" 

%r^ Udeshalb mit Regelungen für die 
Ve^hn.    pekte zeitlich und sachlich 

Vb
Werden- 

\ daß en v°n Anfang an darauf geach- 
re>nigS,Ch der Pl"ozeß der deutschen 

^1 R^i!1^ m einem stabilen europäi- 
riSe^Smen V0,,zieht- Es ist immer 
d^en M8ewesen' als Europäer mit 
b'^eilu    Chbarn und nicnt ge8en sie 

t'nPol- ng ^eutsch,ands zu überwinden. 

Sp3isSKh Und wirtschaft,ich in der 

?intes £      Gerr,einschaft integriertes 
s • il'tät fUtSch,and ist der unerläßliche 
Vr M:S;aktor> den Europa gerade in 
b^e braucht. 

Ujtj.^esregierung hält an der 
^ß d*,e ^0nra^ Adenauers fest, 
eine 

,e deutsche Frage nur unter 
eur°päischen Dach gelöst 

werden kann. Das heißt für uns 
Deutsche: Wir achten die berech- 
tigten Sicherheitsinteressen aller 
betroffenen Länder, gerade auch 
der Sowjetunion. 

Die äußeren Aspekte betreffen nicht 
zuletzt die Rechte und Verantwortlichkei- 
ten der vier Mächte in bezug auf Berlin 
und Deutschland als Ganzes, die Grenz- 
fragen wie auch die Sicherheitsstruktu- 
ren. 
Die ersten Gespräche auf Ministerebene 
gemäß der in Ottawa vereinbarten For- 
mel Zwei plus Vier werden am 5. Mai in 
Bonn aufgenommen. Wir haben als Deut- 
sche ein Interesse daran, daß diese 
Gespräche zügig vorangehen. Sie sollten 
bis zum KSZE-Gipfel Ende dieses Jahres 
zum Abschluß gebracht werden. 

Morgen findet in Dublin ein EG-Sonder- 
gipfel statt, der insbesondere dem Thema 
der deutschen Einheit gewidmet sein 
wird. Die Staats- und Regierungschefs 
werden sich intensiv mit der Frage der 
Einbeziehung der DDR in die Europäi- 
sche Gemeinschaft befassen. 
Wir begrüßen es nachdrücklich, daß 
unsere Partner, die EG-Kommission und 
das Europäische Parlament uns in unse- 
ren Bemühungen um die Herstellung der 
staatlichen Einheit unterstützen und dies 
als europäische Aufgabe auch zu ihrer 
eigenen Sache machen. 
Unsere Mitbürger in der DDR sollen wis- 
sen, daß sie in der Gemeinschaft freier 
Völker willkommen sind. 

Lassen Sie mich noch einmal sagen: 
Wir wollen die Einheit Deutsch- 
lands in Übereinstimmung mit 
unseren Nachbarn. Das künftige 
vereinte Deutschland wird ein ver- 
antwortungsvoller und solidarischer 
Partner in einem Europa des Frie- 
dens und der Freiheit sein. 
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Das Kommunalwahlsystem der DP^ 
Das Kommunalwahlgesetz der DDR 
gilt ausdrücklich nur für die Kommu- 
nalwahl am 6. Mai 1990. Die Wahlen 
werden genau wie die Bundestagswah- 
len in der Bundesrepublik Deutsch- 
land nach den Grundsätzen einer mit 
der Personenwahl verbundenen Ver- 
hältniswahl durchgeführt. Das Verfah- 
ren ist jedoch grundlegend anders. 

Jeder Wähler hat zur Wahl der Vertre- 
tung des Kreises, der Gemeinde/Stadt 
und — bei Großstädten — der Stadtbe- 
zirke je drei Stimmen. 
Das jeweilige Wahlgebiet (Kreis, Stadt, 
Stadtbezirk) wird in Wahlkreise einge- 
teilt. In jedem Wahlkreis werden je nach 
Größe zwischen 7 und 20 Abgeordnete 
gewählt. Für die einzelnen Wahlkreise 
können Parteien, andere politische Verei- 
nigungen, Bürgerbewegungen sowie ein- 
zelne Wahlberechtigte Wahlvorschläge 
einreichen. Listenvereinigungen sind 
zulässig. 
Der Stimmzettel: Die an der Wahl teil- 
nehmenden Parteien, Vereinigungen, Bür- 
gerbewegungen, Listenvereinigungen und 
Einzelbewerber sind in alphabetischer 
Reihenfolge aufgeführt. Unter den 
Bezeichnungen der Listen stehen die 
Namen der Kandidaten in einer von den 
vorschlagenden Parteien oder Gruppen 
verbindlich festgesetzten Reihenfolge. 
Jede Liste darf nur maximal so viele Kan- 
didaten enthalten, wie Abgeordnete in 
dem betreffenden Wahlkreis zu wählen 
sind. 

Hinter jedem Kandidaten befinden sich 
jeweils drei Kreise für die Stimmabgabe 
des Wählers. Der Wähler kann seine drei 
Stimmen einem einzigen Kandidaten 
geben (kumulieren), sie auf mehrere Kan- 
didaten dergleichen Liste oder auf ver- 
schiedene Listen verteilen (panaschie- 

ren). Er kann auch weniger als dre1 

men abgeben. 
Die Verteilung der Mandate $ 
Die Verteilung der Mandate erfolg'aflj 
dem in der Bundesrepublik DeutS,$je. 
bei Bundestagswahlen geltenden Is 

meyer-Verfahren. ,(i 
Die im gesamten Wahlgebiet, das i 
Regel aus mehreren Wahlkreis beS^- 
auf eine Liste entfallenen gültig«"   ^ 
men werden mit der Gesamtzahl d« ^ 
besetzenden Mandate multipliz,er\tjnv 
durch die Gesamtzahl der gültig«11   te 

men für alle Listen dividiert. Jede 
erhält zunächst vo viele Mandate.     (i. 
ganze Zahlen auf sie entfallen. No     jp 
bleibende Mandate werden den L|S 

der Reihenfolge der höchsten Zah   ^ 
bruchteile zugeteilt. Bei gleichen ^ 
bruchteilen entscheidet das Los.      ^ 
Nach der Feststellung, wie viele M 
jeder Partei im Wahlgebiet zusteh« '^ 
erfolgt nach dem gleichen Verfahr« ^ 
Verteilung der Mandate jeder List 
die Wahlkreise. . te 

Die auf eine Liste entfallenen ^/Lh- 
erhalten die Kandidaten mit den n 
sten Stimmenzahlen. Bei gleichen     ( 

menzahlen entscheidet die Reihen 
auf der Liste. Enthält eine Liste m« 
Mandate als Kandidaten mit Stil*1     j. 
zahlen auf ihr vorhanden sind, so     ,en 
ten die übrigen Mandate die Kan   .^r 
ohne Stimmenzahlen entsprechen 
Reihenfolge auf der Liste. >" 

Über die Ergebnisse der 
Kommunal wählen in der 
DDR am 6. Mai werden * 
in den nächsten Ausgab^11 

berichten. 
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<9ijgang Schäuble: 

Jft dem neuen Ausländerrecht die 
^üsländerfreundlichkeit bewahren 
e'"en f •neuen Ausländerrechts lst es> 
$che•, jairen Ausgleich zu schaffen zwi- 
^art     Hoffnungen und legitimen 
^S|g J]ngen der bei uns lebenden 

deutsch  ' UIM* ^en Interessen ^er 

^fUhrfi     Bevölkerung. Nur auf dieser 
UcbjJ. a8« läßt sich Ausländerfeind- 
GhjJ5? Dewahren, und nur auf dieser 
dieau p8e kann radika,en Kräften, 
$c|,jjt 

s'a,|derfeindliche Ressentiments 
Hand

ei1 Und ausbeuten wollen, das 
*erk gelegt werden. 

*u 
dieser ^ört Cm ^a'ren Interessenausgleich 

jände |  aß der weitere Zuzug von Aus- 
Jede 1° ^grenzt bleiben muß, weil es für 
l'°lsf•?Se,,scnaft Grenzen der Integra- 
Vd    8keit und -bereitschaft gibt. Das 
fein(jj.

er n«cht übersehen, der Ausländer- 
\j     cnkeit dauerhaft bewahren will. 

be$0n.
uß bei dieser Diskussion auch die 

-ns Un Cre Verantwortung beachten, die 
Übers-Ser Grundgesetz für Aus- und 
^nchedler aufer,egt- Ich hätte mir bei 
siedier

en Deba«en um Aus- und Über- 
aß dj der letzten Monate gewünscht, 
gegenü

e Maßstäbe der Großzügigkeit, die 
^ RefCr Aus,andern und Asylbewer- 

ersi H Fdert werden' aucn an Aus" und 

\flj       
a,er angelegt worden wären. 

H an.
ns in den Diskussionen gelegent- 

\thy tre euroPäische Staaten als 
^en'w  8roßzü8'gere Vorbilder vorge- 
Weis be    

den' so muß dem mit dem Hin" 
*Uf Regnet werden, daß ein Verzicht 
&  °ffe 8s^eßrenzung 'n einem Europa 
& ^HernCn ^renzen bei keinem unserer 

°Pä-Weder in Scr»engen noch in der 
,schen Gemeinschaft auf Zustim- 

mung gestoßen wäre und daß im übrigen 
kein anderer Staat in so großzügiger 
Weise, wie der Artikel 16 unseres Grund- 
gesetzes politisch Verfolgten einen unein- 
geschränkten Rechtsanspruch auf Asyl 
gewährt. 
Gerade um auch in Zukunft fähig zu blei- 
ben, Verfolgten Schutz und Zuflucht zu 
gewähren, müssen wir die mißbräuchli- 
che Berufung auf das Asylrecht wirkungs- 
voller unterbinden durch schnellere Asyl- 
verfahren und durch den Vollzug der Ent- 

Bundesinnenminister Wolf- 
gang Schäuble bei der zwei- 
ten und dritten Lesung des 
Gesetzentwurfs zur Neurege- 
lung des Ausländerrechts am 
26. April 1990 im Deutschen 
Bundestag 

Scheidungen, d. h. ggf. auch die Abschie- 
bung abgelehnter Asylbewerber. 
Wir haben im Zusammenwirken zwi- 
schen Bund und Ländern in den zurück- 
liegenden 12 Monaten erhebliche Fort- 
schritte bei der Beschleunigung der Asyl- 
verfahren erreicht. Ich bin überzeugt, daß 
die mit der Novellierung des Asylverfah- 
rensgesetzes zu beschließenden Beschleu- 
nigungen auch bei den Gerichtsverfahren 
Verbesserungen bringen. Auch die klare- 
ren Abschiebungsregelungen des neuen 
Ausländergesetzes werden dazu beitra- 
gen, den Vollzug zu verbessern. 
Ich weiß und will nicht verschweigen, 
daß die allermeisten, die sich zu Unrecht 
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auf das Asylrecht berufen und damit die 
seit 1973 verfolgte Politik des Anwerbe- 
stopps unterlaufen, zumindest im Ver- 
gleich zu unserer wirtschaftlichen und 
sozialen Lage aus sehr viel schlechteren 
Verhältnissen kommen. Aber wir können 
nicht allen, die auf dieser Erde in Hun- 
ger, Not und Elend leben, dadurch hel- 
fen, daß wir sie in unsere Bundesrepublik 
Deutschland aufnehmen, und deshalb ist 
noch wichtiger, daß wir als Deutsche wie 
als Europäer unsere Anstrengungen ver- 
stärken, um das Wohlstandsgefälle zu 
Europa, um Hunger und Not in der Drit- 
ten Welt wirkungsvoller zu bekämpfen. 
Die Begrenzung des weiteren Zuzugs von 
Ausländern liegt vor allem im Interesse 
unserer ausländischen Mitbürger selbst. 
Für diese, also für die hier seit langem 
rechtmäßig lebenden Ausländer, bringt 
das neue Recht im wesentlichen nur Ver- 
besserungen. 
Wer den ausländischen Mitbürgern in 
den letzten Monaten eingeredet hat, daß 
dieses Gesetz für sie Verschlechterungen 
bringe, der hat im Sinne des 8. Gebotes 
falsch Zeugnis geredet, hat wahrheitswid- 
rig und zu Unrecht Ängste bei ausländi- 
schen Mitbürgern geschürt und hat damit 
gegen sein eigenes Anliegen der Ausländ- 
erfreundlichkeit eklatant verstoßen. 
Ich wiederhole: Das neue Ausländerrecht 
bringt für die hier seit langem lebenden 
Ausländer im wesentlichen nur Verbesse- 
rungen, und zwar so umfassend, wie es 
möglich ist im Sinne des von mir genann- 
ten fairen Interessenausgleichs zwischen 

deutschen und ausländischen Mitbör' 
gern. 
Dazu gehören die seit mehr als eine111 ^ 
Jahrzehnt von vielen geforderten ReC 

anspräche 
• Ehegatten- und Kindernachzug      , 
• auf Aufenthaltsverlängerung un<* 

enthaltsverfestigung sowie 
• die Wiederkehroption für Auslad 

der zweiten und dritten Genera»0 

und vor allem auch 
• Rechtsansprüche auf Einbürgert' 
All dies dient dem Ziel, die Integra^" 
der hier lebenden Ausländer zu vert» 
sern. 
Ich will an einem einzigen Thema, n 
lieh am Erfordernis ausreichenden 
Wohnraums, verdeutlichen, was ich    j, 
notwendigem fairem Interessenausg 
meine. ejji 
Die Forderung nach dem Vorhände«1 .^ 
ausreichenden Wohnraums — bei o 
übrigen Kinder unter zwei Jahren Über- 

haupt nicht mitgezählt werden und 
generell für Kinder nicht zur Versag     „ 
der Aufenthaltsverlängerung führen 
— ist die geringste Stufe, die überhat 
verlangt werden kann. 
Es macht keinen Sinn, wenn bei der 
Unterbringung von Asylbewerbern *•   . 
siert wird, es würden zu wenige Qu^ M. 
meter Wohnfläche pro Person zur ve 
gung gestellt, wenn diese Kritiker g1    -e. 
zeitig ihr Einverständnis damit s'ßn^i' 
ren, daß ausländische Arbeitnehmer»^ 
lien, die doch auf Dauer hier leben 

„Die Zukunft des ländlichen Raumes sichern 66 

Die Dokumentation mit dem Pro- 
gramm der CDU für den ländlichen 
Raum in der letzten Ausgabe des UiD 
kann in Broschürenform in unserem 
IS-Versandzentrum, Postfach 1328, 

4804 Versmold, bezogen werden. 
Bestell-Nr.: 5251 
Mindestabnahme: 50 Exemplare 
Preis pro Mindestabnahme: 
20,- DM 
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noch 
ra^,8eringeren Wohnflächen Unterge- 
ht sinH 

">* 
sind. 

S°2ia?eSetZ läßt durch ober8renzen _ 

greife 
w°hnungsniveau — und Unter- 

sche 
Cn ~~ Einhaltung der auch für Deut- 

rejCL8eltenden Rechtsvorschriften — aus- 
Es 

nenden Spielraum. 
auf^ Unr»chtig und dient lediglich einer 
a\!CL teenden Stimmungsmache, wenn in 
"tit*»0111 deutschen Gewerkschaftsbund 
eine 5?l8enen Flugblatt-Aktionen für 

°hn      lße Famine a,s ausreichender 
Sg      m 'ediglich die für Sozialwoh- 
gC5?n mögHche Obergrenze von 105 m2 

^nter
nt Und verschwiegen wird, daß die 

Mit d     nze bei 45 bis 50 m2 "eg1- 
Werd lesem agitatorischen Verschweigen 
verün

n isländische Mitbürger bewußt 
Dj    Slchert und in die Irre geführt. 
^Hter

nterscnreitung dieser genannten 
8era(j

8renze kann keinesfalls, und zwar 
Nnir aUS Gründen des Schutzes der 
% Int

e Und des Kindeswohls und damit 
^n u,resse der Ausländer, hingenom- 
tyi. Werden. 

dei».   Undlichen Zusammenleben von 
wir uns einem freiheitlichen 

erpfij *n und ausländischen Mitbürgern 
er*_.     °tet fühlen   cnllt<>n mitu/irL-pn 8er, fühlen, sollten mitwirken, 

che y  ,en Ausländern zu erklären, wel- 
-erden esserungen für sie eingeführt 
^Igsu Und ihnen nicht unbegründete 
Ö^ anreden. 
n»cht 2

eset2estext ist, und dies gehört 
*U verst teinen Vorzügen, nicht einfach 
Schon      en>für Deutsche nicht und 
\\\ ;.8ar nicht für Ausländer. Ein Stück 
(k Uistdas eine unvermeidliche Folge 

re» e* ?derfreundlichen Ansatzes, 
*Hf p  *?**agbare Rechtsansprüche, etwa 
^run   ,,,ennachzug, Aufenthaltsverlän- 
iHjta      "Verfestigung und Einbürge- 
\ clUSa 

SChaffen- Wer einklagbare 
Vn,  nsPrüche einführt, muß auch die 
P%se It2unSen und die Ausnahmen 

aef«nieren. 

Aber gerade weil unsere Gesetzessprache 
sich dem Laien nicht leicht erschließt, ist 
es wichtig, daß alle, die sich für die 
Betreuung ausländischer Mitbürger enga- 
gieren und verantwortlich fühlen, mitwir- 
ken, die ausländerfreundliche Zielset- 
zung und Wirkung dieses Gesetzes auch 
zu erläutern. Dies gilt für Ausländerbe- 
hörden genauso wie für Wohlfahrtsver- 
bände. 
Ich appelliere an alle, die Ausländer- 
freundlichkeit wirklich meinen, nach der 
Verabschiedung dieses Gesetzes mitzu- 
wirken, daß wir dieses Ziel auch wirklich 
erreichen. 

Die Bundesrepublik Deutschland 
ist ein ausländerfreundliches Land, 
und unser Ziel ist, daß sie es auch 
in Zukunft bleibt. So dienen wir 
auch am besten dem inneren Frieden. 

Erfassungsstelle Salzgitter 

Ein Glück, daß auf die 
SPD nicht gehört wurde 
Zu den jahrelangen Forderungen von 
SPD und SED, die Erfassungsstelle Salz- 
gitter abzuschaffen, sagt Professor Dähn, 
Vorsitzender des Ausschusses der Volks- 
kammer der DDR zur Untersuchung der 
Stasi-Verbrechen: 
Es ist geradezu ein Glück, daß Salzgitter 
nicht — wie immer wieder von der SED 
und auch von der SPD in der Bundesre- 
publik gefordert wurde — sang- und 
klanglos aufgehört hat zu existieren. Wir 
brauchen die Erfassungsstelle heute mehr 
denn je. Die meisten Bürger der DDR 
(und auch in Westdeutschland) können 
sich sonst gar nicht vorstellen, was bei 
uns wirklich los war und wie die Men- 
schen mißbraucht wurden. Das Salzgit- 
ter-Archiv ist eine beispiellose Dokumen- 
tation. • 
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IgnazKiechle: 

Unser Widerstand hat sich gelohnt 
Die Preisverhandlungen in Brüssel für 
das Wirtschaftsjahr 1990/91 sind 
abgeschlossen. Der Preisbeschluß 
wurde einstimmig gefaßt. Ich habe 
mich für seine Annahme entschieden; 
diese Entscheidung ist mir nicht leicht 
gefallen. Sie war aber erforderlich, um 
die in sehr zähen Verhandlungen 
erreichten Fortschritte — insbesondere 
im Getreidebereich — nicht zu gefähr- 
den. 

Lassen Sie mich für eine realistische poli- 
tische Bewertung des Ergebnisses die 
Ausgangslage in Erinnerung rufen: Nach 
den Vorstellungen der Kommission sollte 
der Getreidepreis im kommenden Wirt- 
schaftsjahr gesenkt werden: 
• um 3 Prozent infolge der Stabilisato- 

ren ohne jeden Ausgleich und 
• um 0,7 Prozent durch Halbierung des 

Währungsbestandes. 
Ich habe mich immer wieder vehement 
gegen weitere Belastungen für die Getrei- 
deerzeuger ausgesprochen. 

Mein Ziel war, die aus dem Stabilisato- 
renbeschluß, den der Europäische Rat im 
Februar 1988 getroffen hat, unvermeidli- 
che 3prozentige Preissenkung durch flan- 
kierende Maßnahmen auszugleichen. 

Und es ging mir entscheidend auch 
darum, daß mit diesem Preisbeschluß 
endlich die Umsetzung der Teile des Sta- 
bilisatorenbeschlusses, durch die die 
Landwirte entlastet werden sollen, 
wesentlich vorangetrieben wird. 

Das Ziel, die aus der Stabilisatorenrege- 
lung folgende Preissenkung auszuglei- 
chen, wurde fast vollständig erreicht: 
• Die Zahlungsziele bei der Intervention 

von Getreide wurden von 110 aut •> 
verkürzt (für Fleisch und Butter auf 
45 Tage). Für Getreide bedeutet das e 
Preiserhöhung von rund 2,3 Prozent-    , 
• Die monatlichen Zuschläge wurdjj 
die im Vorjahr (1,31 Ecu/to) geltend6 

Höhe von 1,50 Ecu/to heraufgesetzt^ 
Hieraus ergibt sich ein weiterer Prel 

höhungseffekt von rund 0,3 Prozent- 
Ganz wichtig ist auch, daß die von   ^f. 
Kommission mit großem Nachdruc 
folgte Halbierung des Währungsabst^ 
des bei Getreide, die eine Preissenk»'t 
von 0,7 Prozent bedeutet hätte, voll8 

dig vermieden werden konnte. 
Durch die Verbesserung bei den Za 
lungszielen und bei den monatliche 
Zuschlägen für Getreide ergibt sicn 

Nach fünf schwierigen Vpf' 
handlungsrunden über d& 
EG-Agrarpreise für das W1 

schaftsjahr 1990/91 ist nac' 
Lage der Dinge ein akzepj* 
bles Ergebnis herausgehe» 
worden. ^s 

tio" 
zusammengerechnet eine Kompen 
der Preissenkung in Höhe von run 
2,6 Prozent, nach Berechnungen de 
Kommission sogar von 2,75 Proze 
Diese weitgehende Kompensation 
Preissenkung infolge des Stabil'sa 

beschlusses ist vollauf berechtigt- 
• Denn die entlastenden Elemente 
Stabilisatorenbeschlusses vom Fen 
1988 wurden bislang in einer seh« 
friedigenden Weise umgesetzt. 
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,e .v°n den Regierungschefs verab- 
l\t\ ,ete Gesamtbeschluß hat damit sein 
die j,.

Xft Märkte zu sanieren und dadurch 
"icht    °mrr»en zu stabilisieren, bis heute 
/Erreicht. 

Mitg(
re die Flächenstillegung in allen 

der ft    
staaten so konsequent wie von 

Hi\Ser
Un<lesregierung angeboten und von 

den   Jj Landwirten angenommen wor- 
schgf.äre die Produktion in der Gemein- 
160KiUnterhalb der Schwelle von 
„. ^,0-t geblieben. 

\\% 
prozentige Preissenkung ohne 

•*»Ußte"Je entlastende Maßnahmen 
deuts !~eshalb insbesondere von den 
%pf   

en Landwirten als Provokation 
gerad 

nden werden. Dies haben sie 
8enUo

e m den letzten Tagen deutlich 
H   gesagt. 

ge8erfLeiCh war auch unser Widerstand 
den dj ?*? Kommissionsvorschlag, durch 
^ür Q   bJsherige Kleinerzeugerregelung 
Nac.   re'de ersetzt werden sollte. 
v0r, Q lesprn Vorschlag sollten Erzeuger 
*etl Huetreide' Ölsaaten und Eiweißpflan- 
ten'fandann eine Flächenbeihilfe erhal- 

Ankln    mmen überwiegend aus dem 
i- j,    au dieser Kulturen stammte und 

w^ Ackerfläche geringer als 20 ha 

i uns 
ger   °

2ent der bisherigen Kleinerzeu- 
lrierT aUC^ a"e Nebenerwerbsbe- 
Schi   _"""" aus der Regelung ausge- 

bt 
)Ssen und 

N 
^ufw Unvertretbaren bürokratischen 

ach     and zur Folge gehabt. 
VSchl^

m Jetzigen Beschluß wird dieser 
ScWts:al

m den nächsten beiden Wirt- 
Nda*        nur fakultativ angewendet 
UlierPrü^Ch noch einmal grundsätzlich 
'h*«wa J

VVerden. Er wird bei uns nicht 
and* werden. 

*n 

Lassen Sie mich noch einige Bemerkun- 
gen zum Milchbereich anfügen: 
Ich habe mich von Beginn der Beratun- 
gen an mit aller Kraft für einen weiteren 
Abbau der MVA eingesetzt. Im Laufe der 
Verhandlungen zeigte sich jedoch, daß 
ein Abbau der MVA nur bei einer ent- 
sprechenden Senkung des Butterinterven- 
tionspreises erreichbar sein würde. 

In der aktuellen Marktlage konnte für 
mich eine Absenkung des Stützungsni- 
veaus für Butter mit unmittelbarer negati- 
ver Auswirkung auf den Milchauszah- 
lungspreis nicht in Frage kommen. 
Das gleiche gilt für die MVA bei 
Getreide. Die Kommission, aber auch 
verschiedene Mitgliedstaaten, wollten 
einen Abbau allenfalls bei gleichzeitiger 
Interventionspreissenkung akzeptieren. 

Endlich Entlastung  

Für meine Entscheidung, den letzten 
Kompromißvorschlag mitzutragen, war 
wesentlich, daß mit dem heutigen 
Beschluß endlich die Umsetzung der 
unsere Landwirte entlastenden Teile der 
Stabilisatorenregelung wesentlich voran- 
gebracht wird. Das war ein zentrales Ziel 
meiner Verhandlungsführung. Bei einer 
Ablehnung des Kompromißvorschlags 
wäre dieses Ziel nicht zu erreichen gewe- 
sen. 
Die Kommission hat sich jetzt verpflich- 
tet, die bisherige Umsetzung der Stabili- 
satorenregelung einer generellen Prüfung 
zu unterziehen, und sie wird die geeigne- 
ten Vorschläge vorlegen, die für die 
Umsetzung der entlastenden Regelungen 
erforderlich sind. 
Diese Vorschläge hat sie so rechtzeitig zu 
unterbreiten, daß die erforderlichen 
Beschlüsse für das Wirtschaftsjahr 
1991/92 getroffen werden können. 
Für die wichtigsten marktentlastenden 
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Maßnahmen wurden mit dem Brüsseler 
Beschluß bereits folgende konkrete 
Schritte festgelegt: 
• Um die Forderung der nachwachsen- 
den Rohstoffe endlich voranzubringen, 
wird der Rat kurzfristig, d. h. bis zum 
30. Juni dieses Jahres, die erforderlichen 
Maßnahmen zur Durchführung von 
Demonstrationsvorhaben beschließen. Er 

Angemessene Finanzierung 

wird hierfür eine angemessene Finanzie- 
rung sicherstellen. Wir haben außerdem 
vereinbart, bis zu diesem Termin auch 
eine Regelung über die allgemeine Förde- 
rung von nachwachsenden Rohstoffen zu 
verabschieden. 
• Die Kommission hat sich verpflichtet, 
auch das vordringliche Problem einer 
stärkeren Getreideverfütterung wieder 
anzugehen und geeignete Maßnahmen 
zur Förderung der Getreideverfütterung 
vorzuschlagen. 
• Besonders wichtig ist für mich, daß der 
Preisbeschluß konkrete Schritte vorsieht, 
um die Anwendung der Flächenstille- 
gung in allen Mitgliedstaaten effektiv 
und ausgewogen zu machen. Hierfür hat 
die Kommission sich verpflichtet, alle 
erforderlichen Maßnahmen zu prüfen, 
damit dieses Ziel bereits im bevorstehen- 
den Getreidewirtschaftsjahr, d. h. im 
Wirtschaftsjahr 1990/91 erreicht wird. 
Sie wird in Kürze geeignete Vorschläge 
vorlegen, um die bestehenden Regelun- 
gen, soweit wie erforderlich, zu verbes- 
sern. 
Der Rat hat ausdrücklich festgelegt, daß 
es dabei u. a. um die von mir seit langem 
geforderte engere Verbindung zwischen 
der Flächenstillegung und der Mitverant- 
wortungsabgabe gehen wird. 
Die Kommission wird unverzüglich und 
mit allen Mitteln dafür zu sorgen haben, 

in*" daß die Flächenstillegungsprämie 
übrigen Mitgliedstaaten ausreichen 
hoch festgesetzt wird, damit sie ^"Lei- 
wirksamen Anreiz zu einer breiten 
ligung bietet. 
Lassen sie mich zusammenfassen- 

• Wir haben mit diesem Komprc-"11^ 
nicht alle unsere Ziele voll erreicht- 
halte ihn aber unter den gegebenen 
Umständen insbesondere aus fal£e 

Gründen für tragbar: , 
• Die durch die Stabilisatorenregelu^ 
unvermeidliche GetreidepreissenKU 
von 3 Prozent wurde durch die heu ^ 
beschlossenen flankierenden Mal* 
men sehr weitgehend ausgeglichen- 
Abgesehen von der Einkommens^    . 
hat das für mich prinzipielle Bede  ^ 
Denn erstmals hat die Kommission 
unter dem Druck des Rates und he 
flußt auch durch die zunehmende    ^ 
Unruhe der europäischen Landwi      -]t 

von ihrer seit Jahren verfolgten Str   . 
abgelassen, die Getreidepreise *°\te 

durch direkte als auch durch indif*• 
Maßnahmen zu senken. Erstmals    [y 

Erstmals positive Preiseffrj^/ 
 ~tte$ 
Jahren war sie bereit, durch flan* 
Maßnahmen positive Preiseffekte 
akzeptieren. „ 
• Durch diesen Preisbeschluß ^[Ü^ei1 

wir — mit den Erklärungen zur fi   ^ 
Stillegung, zur Getreideverfütterung ^ 
zu den nachwachsenden Rohstot      ^ 
endlich bei der Umsetzung der en     $ 
den Elemente der Stabilisatorenreg .^ 
ein wichtiges Stück voran. Ich ha   ^ 
Rat ganz deutlich gemacht, daß,c ^ 
Kommission hier beim Wort nehm 
werde. Dabei wird es mir u. a. um 
auch vom Bundestag und Bundes* ^ 
geforderte engere Verbindung z^'   ^ 
der Flächenstillegung und der M* 
wortungsabgabe für Getreide gehe 
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-^Sgmlsekretär Volker Rühe: 

^Juagogische SPD-Wahlkampfbroschüre 
JU die Wähler in NRW verwirren 
Jbbaui

h,k.ampfbroschüre „Sozialer 
^ spri* ?er **'e nor<lI'hein-westfä- 

Sgrifr      e*nen sehr persönlichen 
\|)e ^gen Bundesarbeitsminister 
\%.  ^'"m versucht, ist ein übles 

r Hr? 2Ur ^erwirrun8 der Wähler. 
^ichhp jle Broschüre verantwortlich 
^ «nde nordrhein-westfälische 
fäsij ^^Vorsitzende und Minister- 
Vi* .*' Kau hat sich damit aus dem 5S hat sich damit aus dem 

fo!.*1" Seriösen Sozialpolitiker end- 
8 ^abschiedet. 

ßl: Sdstrickmuster der Broschüre 
chwej    °'8e und neue Leistungen ver- 
h der v °der bagatellisieren, Belastun- 
gen pi ersicr>erten an nicht nachprüf- 
% Jk Zelfä,len aufbauschen und 

Öi 
«: 

ÜHär 
K

1CrGeVl
arte" und Überforderungsklausel 

°krauheitsreform wird beiläufig als 
!estel|te'

Sctl abgetan, aber in keinem dar- 
D°erf|hrt"      " w'rc* s'e berücksichtigt. 
Stner.p?er Leser nicht, daß z.B. ein 
Kotier.      paar mit einem Monatsein- 

chls>,.I0n ,8°0 Mark überhaupt 

% 
*ü*Zah nersatz zuzahlen muß. 

Nten^f- Verschwiegen, daß bei Medika- 
vft>I«lnarHdie Festbeträge gelten, die 
Ä Wp-i    Versicherten von 3 Mark 
toerter, ifal,t- Dadurch sparen die Versi- 

arkjähr[l0n jetzt 350 bis 400 Millionen 

k^^rs uPtUng in der Broschüre, für 
ei    W       tts8e,ähmte Frau zahle die 
^Blatte i     keine Abführmittel, ist tet uge. 

• Es wird behauptet, der Zuschuß für 
eine Brille betrage nur noch 20 Mark. 
Das ist falsch. Dieser Zuschuß betrifft 
nur das Brillengestell, und für 20 Mark 
sind überall qualitativ einwandfreie Bril- 
lengestelle zu erhalten. Will die SPD 
Luxusleistungen aus Solidarbeiträgen 
finanzieren? 
• Hörgeräte-Batterien veranschlagt die 
SPD mit 5,80 Mark. Es gibt überall Händ- 
ler, die im Wettbewerb diese Batterien für 
1 Mark und sogar darunter anbieten. 
• Ein Hauptanliegen der Gesundheitsre- 
form, in das neben der Entlastung der 
Beitragszahler rund die Hälfte des Ein- 
sparvolumens investiert wird, ist die ver- 

Das Strickmuster der SPD-Bro- 
schüre ist so einfach wie billig: Er- 
folge verschweigen und nicht nach- 
prüfbare Einzelfälle aufbauschen. 

besserte Hilfe für die zu Hause versorgten 
Schwerpflegebedürftigen. Dieses wichtige 
Anliegen wird in der Broschüre mit der 
lapidaren Bemerkung abgetan: „Blüms 
Pflege-Idee verschlingt allein 6,6 Milliar- 
den!" Welche Hilfen die Schwerpflegebe- 
dürftigen wirklich erhalten, erfährt der 
Leser aus dieser Broschüre nicht. 
Tatsache ist, daß sich die Standfestigkeit 
und die Politik Norbert Blüms ausgezahlt 
und zu einer erfolgreichen Gesundheits- 
reform geführt haben. Mit ihrem demago- 
gischen Machwerk hat die SPD den 
Boden einer sachlichen Wahlkampfaus- 
einandersetzung bewußt und vorsätzlich 
verlassen. • 
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Nordrhein-Westfalen 

800 Schulen von Schließung bedroh 
Wenn für die nächste Wahlperiode 
nicht eine SPD-Mehrheit im Landtag 
verhindert wird, droht eine dramati- 
sche Verschärfung des Schulsterbens 
in Nordrhein-Westfalen. Nachdem in 
den letzten zehn Jahren schon 450 
Schulen aufgelöst worden sind, soll 
dann den kleinen Schulen endgültig 
der Garaus gemacht werden. Die For- 
derung des stellvertretenden SPD- 
Fraktionschefs Dammeyer, daß nur 
noch Schulen mit 56 oder mehr Schü- 
lern in der Klasse 5 fortgeführt werden 
können, bedeutet, daß über 800 Schu- 
len in NRW von der Schließung 
bedroht sind. 

Der Hintergrund für die Dammeyer- 
Initiative liegt in den weiter steigenden 
Kosten für das SPD-Lieblingskind, die 
Gesamtschule. Allein im Haushaltsjahr 
1990 braucht die Gesamtschule minde- 
stens 700 neue Lehrerstellen. Gegenüber 
den anderen Schulformen genießt die 
Gesamtschule zahlreiche Privilegien, vor 
allem eine bessere Lehrerversorgung. 
Jede neue Gesamtschule verschlingt pro 
Jahr rund 700.000 Mark an zusätzlichen 
Personalkosten. In den letzten 20 Jahren 
hat die SPD-Gesamtschulpolitik schon 
fast eine Milliarde Mark an Mehrkosten 
verursacht. 
Trotzdem setzen die SPD-Bildungsideo- 
logen ihre bedenkenlose Gesamtschulpo- 
litik fort. Die Gesamtschule soll Haupt- 
schulen, Realschulen und Gymnasien 
ersetzen und zur Einheitsschule für alle 
Kinder werden. Der weiter wachsende 
Bedarf für die Gesamtschulen soll 
gedeckt werden, indem das gegliederte 
Schulwesen demontiert wird. Die Schlie- 
ßung von Hauptschulen, Realschulen 

und Gymnasien soll Lehrerstelleo J . ^ 
Gebäude) für die Gesamtschulen l'e 

Äußerungen des Kultusministers z 
Dammeyer-Vorstoß machen deutn   ^. 
Innerhalb der SPD ist man sich ein'» 
über, daß weiter Hauptschulen, Re  ^r 
schulen und Gymnasien geschloss 
den sollen. Offen ist lediglich der      „n 
Umfang des Schulsterbens. Das vv ^ 
Kultusminister Schwier, daß er si<* 
die Beibehaltung der geltenden Pfa 

einsetzen werde, die ja jetzt schon    M. 
kontinuierliches Schulsterben veru   ,( 
ist Makulatur. Denn die Vergange^ ^ 
hat gezeigt, daß sich Herr Schwier' 
scheidenden Fragen selten gegen 
SPD-Bildungsideologen durchsetze 
konnte. pf 
Das gravierendste Beispiel war oi 
tulation des Ministerpräsidenten,     „$- 
Kultusministers und des SPD-Ffa   jj,ff 
chefs am 18. Dezember 1987, a,s.S^zii 
Zusage, ein Jahr lang keine Schu      ö« 
schließen, auf Druck der eigenen     ^ 
sen in der Fraktion zurückzieheni      „ 
Seit diesem Tage ist klar, daß in b ^ 
Schulschließungen nicht das W° paiH' 
Kultusministers, sondern das von 
meyergi,t- n wK Jede Stimme für die SPD am 13- ^<|i< 
der Landtagswahl ist eine Stimine    c|,ii 
Schließung von Hauptschulen, *e 

len und Gymnasien. ^r 
Herbert Reul, schulpolitischer SPff pj^ 
der CDU-Landtagsfraktion NRw. ,jcti- 
SPD-Schulpläne dürfen nicht W»r ,ci(j 
keit werden. Die CDU will die S»c ,eii 
der Nachbarschaft, im Dorf, im b $ 
lassen. Das Schulrecht muß so & $$ 
werden, daß auch kleine Schulen 
werden können. 
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mündigung gänzlich abgeschafft 
leHi siven yn"esregierung hatte nach inten- 
\z\ °rar*)e'ten einen Gesetzentwurf 
%t ?p' dessen Grundausrichtung 

e'te 7 ^rteigrenzen hinweg auf 
^i d^Jj^'mniung, insbesondere auch 
Seh k . cnverbänden, gestoßen ist. 
'•Hw81 e'ner öffentlichen Anhörung 
%$**,n8enen Jahr begrüßten fast 
K ^f

chverständigen und Verbände 
^ritt       werk a,s bedeutenden Fort- 

^l(ie   
n °etreuungsgesetz werden fol- 

w'rk|;0f
Undlegende Reformanliegen Ver- 

'lCht; 

•bieV 

jSy °r,T1undschaft und die pf,e8schaft 

Such Jähr'8e werden durch ein ein- 
treuu

eS nexib,es Rechtsinstitut der 
\^"8abgelöst. Die Entmündigung 

8an2'ich abgeschafft. 

Se ff
lttelPunkt der Betreuung steht die 

eStenrdiePerso =n.An 

\ tri(  
an°nymer Vermögensverwal- 

d r«Uü       Persönliche Betreuung. Das 
I   Pers"88868612 re8elt w'chtige Fragen 
\ äJ)!!ensorge, wie etwa Heilbehand- 
S Ster-,.Iche Eingriffe, Unterbringung 
Is Öetre   ation- Neben der Einwilligung 
lÜ^kü l{-e-rS 'St 'n schwerwiegenden Fäl- 

H^h f   die Genehmigung des Vor- 
ig        i,tsgerichts erforderlich. 

0^h.bei 

*5hte H 8 als auch bei Eingriffen in 

eireUun,De.1 der Anordnung einer 

(j
rf°rcler|Sh

Betreuten gilt streng der 
*6r Betro

l
fp

hkeitsgrundsatz. Nur soweit 
0Jn8be(i"jne tatsächlich der Unterstüt- 
zet, rj   '.wird eine Betreuung ange- 
fc?Ss i,fS ,ndividuelle Betreuungsbe- 
L%Vejt tentsch( 

v« •ten d< 

\2lifei>. Die Betreuungsanord- 
dl|e fünf Jahre überprüft. 

»eidend, die verbliebenen 
erü%^".aes Betroffenen sind zu 

• Eingeführt wird die Möglichkeit von 
Altersvorsorgevollmachten, auch „Alters- 
testament" genannt. Es ist bisher eine 
große Ungereimtheit, daß verbindliche 
Verfügungen bisher zwar für den Todes- 
fall, aber nicht für den Fall einer krank- 
heitsbedingten Hilflosigkeit getroffen 
werden können. Vielen älteren Bürgern 
kann demnächst die Angst vor einem 
Nachlassen ihrer geistigen Fähigkeiten 
genommen werden, weil sie „in gesunden 
Tagen" vorausschauend festlegen kön- 
nen, wer im Falle altersbedingter 
Gebrechlichkeit als Betreuer bestellt und 

Anton Stark und Manfred 
Langner: Der Deutsche Bun- 
destag hat eines der wichtig- 
sten rechtspolitischen 
Reformvorhaben in dieser 
Legislaturperiode — das 
neue Betreuungsgesetz — 
verabschiedet. 

nach welchen Grundsätzen für Person 
und Vermögen gesorgt werden soll. 

• Diskriminierende Begriffe des bisheri- 
gen Vormundschafts- und Pflegschafts- 
rechts wie „Mündel", „Pflegling" oder 
„zu Entmündigender" werden beseitigt. 
Die betreuungsbedürftige Person wird als 
„Betreuter", das Rechtsinstitut als 
„Betreuung" und der bisherige Vormund 
oder Pfleger als „Betreuer" bezeichnet. 

• Anordnung und Betreuerbestellung 
werden in einem einheitlichen Verfahren 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit geregelt, 
für das die Vormundschaftsgerichte 
zuständig sind. Hierbei werden die 
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„SPD-Wendehälse werden zu Korkenziehern 
64 

Optimistisch zeigte sich die Bremer 
CDU auf ihrem Landesparteitag 
am vergangenen Sonnabend 
(28. April). Allen voran Bernd 
Neumann, der mit 207 Stimmen bei 
15 Gegenstimmen als Bremer 
CDU-Landesvorsitzender wiederge- 
wählt wurde. Es war das beste 
Ergebnis, das der Bundestagsabge- 
ordnete und medienpolitische Spre- 
cher der CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion seit seiner Amtsübernahme 
im Jahre 1979 erzielt hat. 
Bernd Neumann, im Vorfeld der Wahl 
zur Volkskammer der DDR politischer 
Berater der in der „Allianz für 
Deutschland" zusammengeschlosse- 
nen Parteien, konnte auf dem Partei- 
tag mit dem Parlamentarischen Staats- 
sekretär Günther Krause, Vorsitzender 
der CDU-Fraktion in der Volkskam- 
mer der DDR und Vorsitzender des 
CDU-Landesverbandes Mecklenburg 
und Vorpommern, mit Ottfried Hen- 
nig, dem Parlamentarischen Staatsse- 
kretär im Bundesministerium für 
Innerdeutsche Beziehungen und Vor- 
sitzenden des CDU-Landesverbandes 
Schleswig-Holstein sowie mit dem frü- 
heren Regierungssprecher Friedhelm 
Ost eine Reihe prominenter Gäste 
begrüßen. 
In seiner Rede auf dem Parteitag 
betonte Bernd Neumann im Zusam- 
menhang mit der Deutschlandpolitik 

noch einmal, daß die CDU unbeirrt 
am Auftrag des Grundgesetzes zur 
Wiedervereinigung über 40 Jahre 
gehalten habe. Demgegenüber seR 
die SPD vor dem Scherbenhaufen 
ihrer Deutschlandpolitik. Einige 
Sozialdemokraten seien nicht nur 
„Wendehälsen", sondern sogar zu 
„Korkenziehern" geworden. 
Aufbruchstimmung kam auf, als 
Bernd Neumann die 230 Delegiert6 

zu verstärktem kämpferischen Em 
aufrief: „Ich bin sicher, daß wir den 
Sozialdemokraten in Bremen no 

Bernd Neumann mit 
Rekordergebnis 
in seinem Amt bestätigt 

ch 

ei« 

Betroffenen weitaus stärker als bisher an 
dem Entscheidungsprozeß beteiligt. Per- 
sönliche Anhörung und Begutachtung 
sind Eckpfeiler des Verfahrens. 
Mit dem neuen Betreuungsgesetz wird 
ein lange Zeit vernachlässigtes Rechtsge- 
biet, von dem viele, vor allem ältere Men- 
schen, existentiell betroffen sind, dem 

während meiner politischen Amts 
eine Niederlage bereiten werden. 
Die Landesregierung sei ein P°    m 
schesdigbruchunternehmen,4das' ^ 
Lande Bremen abgewirtschaftet 
Neumann zählte eine lange Liste     . 
Beispielen aus den vergangenen       j. 
ren auf, die diesen Senat zu einem 
sensenat gemacht hätten. Direkt   ^ 
Bürgermeister Wedemeier r'crlte

her 
den Vorwurf, daß es demgegenijb^ 
dem Senat immer noch nicht ge> 
sei, die im Vergleich zum Bundesg j( 

biet doppelt so hohe Arbeitslosig 
in Bremen zu verringern. , 

 ^" 
Geist unserer Verfassung an^e?'-rige'1 

der Betroffenen und ihre Anger"^. 
warten schon lange auf diese Ke ^v 

Die Regierungskoalition hat ste„esetzf-' 
chert, daß sie das umfängliche       ^ 
werk noch in dieser Legislaturpc   j,eji 
verwirklichen will. Dieses Versp 
wurde jetzt eingelöst. 



<lQßartiges EG-Gipfelergebnis 

DIE EINHEIT KOMMT 

^DEUTSCHLAND UND EUROPA 
(ajpfi G'Pfel von Dublin war ein 
isrk e ^er deutschen und europä- 

Chen Einheit. 

W e 11 ar,deren EG-Partner un- 

Wiedt2en Jetzt vo" die deutsche 
Hpi^ervereinigung. Das ist es, was 
%

elrnut Kohl wollte. 

Schr^
epD^ bekommt uneinge- 

'schP
n     n Zu9ang zur Europä- 

Wt lnvestit'onsbank und zu den 
üni0'Möglichkeiten der Montan- 

er, • 
beir^' !Ur°Päische Unterstützung 
%
lr* Aufbau der DDR. 

iscr^'Jr^eitig mit dem Europä- 
Währ 

Blnr>enmarkt soll auch die 
b     UnQsunion in Kraft treten: 

1993 ^UroPäis<=he Währung ab 
*U e:h 

as ist ein wichtiger Schritt 
.. nem wirtschaftlich starken 

• Noch ein Pluspunkt: Die „Verei- 
nigten Staaten von Europa" sind be- 
schlossen. Klarer Auftrag der Regie- 
rungschefs an ihre Außenminister. 
BisJuni müssen die Vorschläge dafür 
erarbeitet werden. Noch in diesem 
Jahrzehnt kann es eine echte euro- 
päische Regierung mit einem star- 
ken europäischen Parlament geben. 
D. h.: auch ein politisch starkes und 
sicheres Europa. 

Und so kommentierten die europäischen 
Regierungschefs den Europagipfel: 
• Ruud Lubbers (Niederlande): „Die Nieder- 

lande unterstützen den Wiedervereinigungs- 
prozeß voll" 

• Poul Schlüter (Dänemark): „Kohls Erklärung 
war historisch" 

• Jacques Santer (Luxemburg): „Auf die jetzige 
Entwicklung haben wir seit Jahren gewartet" 

• Die englische Regierungschef in Frau Thatcher 
dankte den Deutschen fürTreue und Loyalität 
und der französische 

• Staatspräsident Mitterrand rühmte Bundes- 
kanzler Helmut Kohls „historische Bewälti- 
gung der Probleme". Stab'len Europa. 

j.      Helmut Kohl hat wieder einmal den Durchbruch geschafft: 
le Einheit kommt, Europa wird stärker, 

CDU 
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